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“Klassenkampf in Amerika –  
eine geteilte Nation vor der Wahl” 
 

 
 

 
Kapitel I - Amerika im ideologischen Grabengefecht  

 
 

„The Revolution will not be Televised“.  
 
 
„Die Revolution wird nicht im Fernsehen übertragen“: der legendäre 
Song des politischen Aktivisten Gil Scott-Heron ist zum Motto einer 
neuen Protestbewegung geworden.  
 
Seit am 17. September 2011 die „Occupy Wall Street“-Bewegung auf 
dem Zuccotti Park in New York, mitten im Finanzdistrikt von Big 
Apple, gleich um die Ecke von Ground Zero, ihr erstes „revolutionary 
camp“, Revolutionszeltlager, errichtete, hat sich in Amerika die 
politische Debatte verändert. Das zwischenzeitlich völlig verstummte 
linke Amerika war pünktlich zum Wahljahr 2012 reanimiert worden.  
 
 
„Wir sind die 99 Prozent.“  
 
 
In kaum einer größeren amerikanischen Stadt fehlte im Herbst 2011 
noch ein „Occupy“-Pop-Up-Protest-Lager - in Boston, Los Angeles, 
Philadelphia und Austin, in Albany, Buffalo und Pittsburgh.  
 
Die „Occupisten“ trafen mit ihrem Schlachtruf von der neu erweckten 
Gesellschaftsschicht der 99 Prozenter, die dem nur einen Prozent der 



	
   2	
  

Wohlhabenden gegenübersteht, mitten ins Zentrum eines irritierten 
amerikanischen Zeitgeistes. Der Protest wies auf ein 
Einkommensgefälle, das in Amerika bereits Ausmaße erreicht wie   im 
„vergoldeten Zeitalter“ am Ende des 19. Jahrhunderts. 
 
Lapidar und provokant hatte der exzentrische Investor Warren Buffett, 
Gründer von Berkshire Hathaway und nach Bill Gates zweit reichster 
Mann Amerikas, bereits 2006 mit der ihm eigenen Art von sokratischer 
Entblößung  bemerkt: 
 
 
“There’s class warfare, all right, but it’s my class, the rich class, that’s 
making war, and we’re winning.” - „Es gibt Klassenkampf, aber es ist 
meine Klasse, die Klasse der Reichen, die diesen Krieg angezettelt hat. 
Und wir sind es, die gewinnen.“ 

 
 

Eine Studie des amerikanischen Forschungsinstituts „Pew Research 
Center“ schichtet die amerikanischen Reichen wie eine Sahnetorte auf: 
Die Jahres-Einkommen des obersten Tausendstel haben danach für den 
Zeitraum zwischen 1970 und 2008 um 385 Prozent zugelegt. Die 
Einkommen der 0,1 bis 0,5 Prozent nahmen um 141 Prozent zu. Und 
die der oberen 0,5 bis 5 Prozent um 90 Prozent. Nichts dagegen hat 
sich bei Haushalten mit einem durchschnittlichen Jahreseinkommen 
getan. Es blieb bei rund 45.000 Dollar. 
 
Obwohl sich die „Occupy Wall Street“- Bewegung als internationaler 
Protest mit globalen Feindbildern - Bankenmacht, unreguliertes 
Finanzkapital, Lobbyisten-Politik – verstanden wissen wollte, läßt sich 
der amerikanische Flügel der Bewegung nicht mit den europäischen 
Protestlern vergleichen, die im letzten Jahr mit dem französischen 
Widerstandskämpfer Stephane Hessel „Empört Euch!“ - „Engagiert 
Euch“ auf die Straßen zogen. Zu unterschiedlich sind die 
Ausgangssituationen  

 
Selten ist in Amerika dringlicher auf Protest gewartet worden. Der 
Beifall für die Occupisten war geradezu gewaltig: Ob bei 
Universitätsprofessoren, bei Studenten, bei berühmten 
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Linksintellektuellen wie Michael Moore und Noam Chomsky, oder den 
seit Jahren an Einfluß verlierenden US-Gewerkschaften.  
 
 
„Wir müssen unsere Demokratie demokratisieren.“- Unterstützte der 
amerikanische Ökonom und Nobelpreisträger Joseph Stiglitz die 
Protestler. 
 
 
„Kann es sich überhaupt für irgendjemanden richtig anfühlen, dass das 
obere Ein – Prozent- Amerika inzwischen ein höheres Reinvermögen 
hat als die unteren 90 Prozent?“  - Fragte der Journalist Nicholas D. 
Kristof in der New York Times, als wäre es  noch gar nicht 
aufgefallen, dass in den letzten Jahren Amerikas obere Einkommen 
rasant gestiegen sind.  
 
Zuspruch erhielt „Occupy’s“ Appell an gesellschaftliche Fairness und 
soziale Gerechtigkeit vor allem auch aus dem Weißen Haus in 
Washington - von einem US-Präsidenten, den seit seiner ersten 
Amtsstunde die konservativen Rechten des Landes beharrlich 
blockieren, der allerdings auch Amerikas Linke in seinen ersten 
Amtsjahren eher enttäuscht als begeistert hat. „Wir stehen auf eurer 
Seite“, sekundierte Barack Obama.  
 
In den „Occupisten“ wollten die linken Demokraten vor allem ein 
progressives Gegengewicht zur rechtspopulistischen Tea-Party-
Bewegung sehen, die seit 2009 als Graswurzelbewegung erfolgreich 
eine zerstrittene republikanische Partei immer weiter nach rechts 
abdrängt, lautstark gegen „Big Government“ – zu viel Staatsapparat - 
und für einen wieder erwachten Marktfundamentalismus ins Feld zieht.  
Anstatt wie Tea-Party-Protagonisten die Fahnen der historischen 
Revolutionäre zu schwenken, war bei den „Occupisten“ auf 
selbstbemalten Pappschildern lesen:  

 
 

„Fight the rich not their wars“ -„Kämpfe gegen die Reichen – nicht in 
ihren Kriegen“; „No Bail-out for Billionaires“ - „Keine staatliche 
Rettung für Milliardäre“; „Restore the American Dream“ - „Stellt den 
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amerikanischen Traum wieder her“ oder ganz schlicht: „Class war 
ahead“- „Klassenkampf voraus.“ 

 
 

Klassenkampf ist in Amerika ein hoch emotional besetzter Begriff und 
eigentlich immer nur Klassenkampf der Anderen. Denn das Land 
versteht sich in seinem demokratischen Selbstverständnis als offene, 
klassenlose Gesellschaft. Es hat in seiner Geschichte auch nur sehr 
rudimentär ein Klassenbewußtsein hervorgebracht. Die Ideen radikaler 
Systemveränderungen fanden in Amerika selbst in der Hochphase der 
Industrialisierung kaum Anklang: Antworten werden seit jeher lieber 
aus einer ideologisch verbrämten Sonderstellung Amerikas entwickelt, 
ein Muster, das sich bis heute stets wiederholt.  
 
Für Amerikas konservative Rechte ist Klassenkampf ein so genanntes 
„bad word“, ein Schimpfwort. Wer sich des Klassenkampfes schuldig 
macht, so der rechtspopulistische Jargon, gilt als unamerikanisch, als 
Verräter amerikanischer Werte. Der tabuisierte Begriff wird vor allem 
als Vorwurf und agitatorische Abstrafung angewendet. Er ist gleich 
bedeutend mit Kommunismus, Sozialismus oder dem verhassten 
Wohlfahrtsstaat europäischen Stils. Amerikas Konservative entdeckten 
das Schlagwort Klassenkampf bereits in den ersten Stunden des 
Wahlkampfes 2012 als Kampfmittel gegen Obama und seine 
Reformen. 

 
Der Philosoph und Soziologe Richard Hofstadter charakterisierte die 
plakativ inszenierte Hysterie und Dämonisierung linker, sozialer 
Gesellschaftsideen bereits in den sechziger Jahren als , den paranoiden 
Stil in der amerikanischen Politik., Daran hat sich nichts geändert. Statt 
um Realpolitik, geht es um Prinzipien: Amerikas politisches Parkett ist 
ideologisches Minenfeld geworden. 
 
In den letzten drei Jahren hat ein Rechtsruck stattgefunden, den sich 
kaum jemand hätte vorstellen können. Obwohl nach der Finanzkrise 
die Zeit eigentlich gekommen schien für ein Ende rechtsliberaler  
Ideen, uneingeschränkt freier Märkte und radikaler Deregulierungen, 
reif für eine Abkehr vom so genannten Laissez -  faire Kapitalismus. 
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So schnell wie im Herbst 2008 die Büchertische mit Klagen über Boni-
Belohnungen und Hedgefonds-Gehälter, mit Horrorszenarien über un-
regulierte Finanzmärkte und unzuverlässige Rating-Agenturen 
aufgebaut waren, so schnell waren sie auch wieder verschwunden. 
 
Wie eine flüchtige Brise war der Obama-Rausch schon im nächsten 
Frühjahr wieder verweht. Und mit ihm  die Hoffnung  auf ein anderes 
Amerika , , auf ein Weißes Haus, das nicht nur die Krise bewältigen 
und die Wirtschaft auf ein solides Fundament stellen wollte, sondern 
von einer neuen Kultur der Verantwortung gesprochen hatte. Als wäre 
mit Barack Obama ein zweiter Franklin D. Roosevelt ins oberste Amt 
gelangt. 
 
 
„Das Glück liegt nicht im bloßen Geldbesitz. Es liegt in der Freude an 
der vollbrachten Leistung, im Erlebnis kreativer Anstrengung.“  
Franklin D. Roosevelt 
 
 
Roosevelt, der 1933 den Republikaner Herbert Hoover als US-
Präsident ablöste  , hatte mit dem so genannten Regelwerk des „New 
Deal“ der amerikanischen Variante   des  Laissez- fair eine scharfe 
Absage erteilt: die Finanzmärkte wurden einschneidend reguliert, ein 
so genanntes Trennbankensystem eingeführt, eine 
Arbeitslosenversicherung etabliert so wie eine Krankenversicherung 
für Ältere und Bedürftige.   

 
 

„Die Wiederherstellung wird in dem Maße gelingen, wie wir edlere 
soziale Werte anerkennen  als den bloßen Geldwert des Profits.“ 
Franklin D. Roosevelt 
 
 
Über zwölf Jahre lang  färbte Roosevelt das Land nahezu 
flächendeckend demokratisch-blau. Allerdings werden Krisen in 
Amerika, so spottete jedenfalls schon in den sechziger Jahren der 
Ökonom und Kennedy-Berater John Kenneth Galbraith über seine 
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Landsleute, so schnell verdrängt und vergessen, wie der Glaube neu 
entfacht, dass der liebe Herrgott die Amerikaner reich machen will. 
 
Wie im Zeitraffer eroberte die konservative Tea-Party-Bewegung ein 
gleichermaßen Finanzkrisen- und Obama-geschocktes Amerika und 
zog als Graswurzelbewegung erfolgreich ins Parlament ein. Die 
Demokraten verloren wie paralysierte Spielfiguren an Terrain. Eine 
Obama Reform  nach der anderen flog über Bord.  
 
 
„Nicht nur die Tea-Party, auch der rechte Flügel der Republikaner 
steht weiter rechts als je zuvor in meinem Leben.“  
 
 
Kommentierte  der 89 Jahre alte Demokrat George McGovern aus 
South Dakota diese Radikalisierung in seinem jüngsten Buch „What it 
means to be a Democrat“ – „Was es heißt, ein Demokrat zu sein“: 

 
„Heute treten Senatoren vor die Mikrophone und geloben, ihre 
nächsten vier Jahre der Bekämpfung von Barack Obama zu widmen. 
Das hätte es damals nicht gegeben, niemals.“ 
 
Allerdings klingen auch bei dem politischen Veteran McGovern die 
Analysen eher wie Sprüche aus dem Wilden Westen: 
 
 
„Das Problem mit der amerikanischen Politik ist, dass die 
Republikaner kein Hirn haben und die Demokraten keine Eier.“ 
 
 
Der amerikanische Essayist Thomas Frank findet Amerikas Rechtsruck 
geradezu wundersam. Frank fragt, was die Konservativen mit ihren To-
Do-Listen eigentlich noch alles deregulieren und privatisieren wollen, 
und zwar so kämpferisch, als hätte das Land ein halbes Jahrhundert 
härtesten Kommunismus hinter sich und nicht drei Jahrzehnte liberale 
Wirtschaftspolitik, die in den achtziger Jahren mit Ronald Reagan 
begann.  
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Im Brattle Theatre in Cambridge Massachusetts, gleich um die Ecke 
vom Campus der Harvard Universität, stellte Frank im Januar 2012 
sein jüngstes Buch vor: „Pity the Billionaire: the Hard-Times Swindle 
and the Unlikeley Comeback of the Right“– „Mitleid mit den 
Milliardären: Vom Schwindel der harten Zeiten und der unerwarteten 
Rückkehr der Rechten“.  Mit Anekdoten aus der Welt des 
amerikanischen Rechtspopulismus brachte Frank die linke, 
weißhaarige Professorenschaft auch mächtig zum Lachen. Im Grunde 
ist der Spuk aber weniger unterhaltsam, als vielmehr bitter ernst. 

 
Als könnte Meinung in einer Demokratie bloß noch glaubwürdig 
vertreten werden, wenn sie mit einem Schwur besiegelt wird, mit einer 
Art Fahneneid, hatten Tea-Party-Anhänger und die sich zunehmend 
weiter rechts definierenden Republikaner pünktlich zur 
Haushaltsdebatte im Spätsommer 2011 einen so genannten „No tax 
pledge“ abgelegt, einen Keine-Steuern-Schwur.  
 
Die Debatte über Amerikas infolge jahrelanger Kriege, 
Steuersenkungen und Finanzkrisen-Rettungspakete aus dem Ruder 
geratenes Haushaltsdefizit, prallte wie eine verirrte Sommerfliege 
gegen den Steuerschwur und endete schließlich in einer Selbstblockade 
des Parlamentes. Drei Viertel aller Amerikaner waren über den 
politischen Supergau, dem auch noch eine Herabstufung der 
amerikanischen Kreditwürdigkeit folgte, so empört, dass sie ihre 
Abgeordneten am liebsten gleich gefeuert hätten. 
 
In den Strudel eines vermeintlichen Klassenkampfes, der in der Tat vor 
allem eine politische Systemkrise ist, geriet die Diskussion um eine 
Steueranhebung für Besserverdienende, die  dummerweise Reichen- 
oder Millionärssteuer genannt wird, als sollte in einem Land, in dem 
Sozialneid eigentlich keine Rolle spielt, eine öffentliche Abstrafung 
stattfinden. Die Fronten explodierten.  
 
Im Stil eines politischen „Räuber und Gendarm“-Spiels verließen die 
New Yorker Occupisten ihr Basislager auf dem Zuccotti-Park und 
veranstalteten so genannte Millionärsmärsche. Vor den Häusern 
ausgeguckter Superreicher wie David Koch, John Paulson oder Jamie 
Dimon, hieß es auf ihren Protestschildern: 
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„Hey Millionaire pay your share“ – „Hey Millionär, zahle auch du 
deinen Anteil“ - oder ganz direkt: „Greedy rats“ - „Ihr gierigen 
Ratten“ 
 
 
Aus den Millionärshäusern schallte es geradezu verängstigt zurück, 
dass keiner sich beschweren solle: immerhin zahle doch das obere Ein- 
Prozent der New Yorker 40 Prozent der gesamten städtischen 
Einkommenssteuer. Anstatt erfolgreiche Unternehmer zu verteufeln, 
solle man sie doch lieber ermuntern, in der Stadt zu bleiben. 

 
Die dämonisierte Sozialistenrolle übernahm dann wie ein bewährter 
Hofnarr wieder mal der linke Finanzmogul Warren Buffett und 
offenbarte  am FKK-Finanzstrand seine gesamten 
Steuerunterlagen.Nach Abzug von Abschreibungen und Spenden, so 
Buffett, habe er im Jahr 2010 für Einnahmen von insgesamt 39,8 
Millionen Dollar 6,9 Millionen Steuern gezahlt - ein Satz von 17,4 
Prozent - niedriger als der seiner Sekretärin. 

 
 

“How can this be fair?”, “Wie kann das gerecht sein?”, “How can 
this be right?” “Wie kann das richtig sein?”, 

 
 

fragte Buffett, der in der Geschichte Amerikas nun der erste  
„Superreiche  “ ist, der freiwillig anbietet,  mehr Steuern als nötig 
zahlen zu dürfen. Seinem Beispiel sind inzwischen auch andere 
Multimillionäre und Milliardäre gefolgt.  

 
Immerhin sprachen sich  66 Prozent der Amerikaner in einer Umfrage 
von September 2011 dafür aus, Reiche höher zu besteuern. Nur 32 
Prozent waren  dagegen.  
 
Das liberale englische Wirtschaftsmagazin, „The Economist“, druckte 
zum Spektakel einen Cartoon als Titel: gezeigt wurde eine von US-
Präsident Barack Obama angeführte, rot-bejackte Gruppe Reiter, die 
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einer Horde Fliehender hinterher jagte. Die Unterzeile lautete: Jagd auf 
die Reichen. Im Heftinneren hieß es über  Amerikas  Klassenkampf:  
 
 
„Barack Obama ist umsichtig bemüht, das „bad word“ selbst nicht zu 
benutzen. Es sind seine Gegner, die ihm vorwerfen, Sozialist zu sein. 
Obamas Botschaft ist vielmehr die, dass alle im gleichen Boot sitzen, 
aber die Reichen ruhig etwas stärker rudern können. Niemand muß 
Anhänger einer sterbenden Sozialistischen Arbeiterpartei sein, um den 
politischen Appeal zu erkennen.“ 
 
 
Die Demokratin Elizabeth Warren, die derzeit für den Senatorensitz in 
Massachusetts kandidiert, nachdem es Barack Obama nicht gelungen 
war, sie gegen heftigen Widerstand der Republikaner an die Spitze 
eines neuen Ministeriums für Konsumentenschutz zu stellen, 
versuchte, die Fronten mit Aufklärung zu glätten: 
 
 
„Es gibt keinen in diesem Land, der für sich allein reich wird. Keinen! 
Wenn jemand eine Fabrik baut, gut für ihn. Aber es muß klar sein, dass 
seine Güter auf Straßen zum Markt gebracht werden, für die wir alle 
mit gezahlt haben. Dass er Arbeiter einstellt, für deren Ausbildung wir 
alle mit gezahlt haben. Wenn die Fabrik sich als gute Idee erweist und 
wächst. Gott sei Dank! Aber es muß gesellschaftlicher Konsens sein, 
dass nicht nur der Fabrikbesitzer den ersten Brocken der Gewinne 
bekommt, sondern dass ein zweiter Brocken der Gewinne in die 
Ausbildung der Kinder geht.“ 
 
 
Elizabeth Warrens populär gewordenes Zitat nahm Amerikas 
konservative Rechte mit Entsetzen  auf,  als sei  es eine Botschaft von 
Leo Trotzki.  
 
Nicht nur die Wohlfahrtsstaat-Paranoia hat in Amerika einen 
Höhepunkt erreicht. Auch der Kulturkampf geht weiter: Keine 
Abtreibung und keine Homosexuellen-Ehe. Jeder staatliche 
Regulierungs- und Umverteilungsversuch wird zum Verbrechen an den 
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Gründervätern erklärt, als wollte die Welt- und Wirtschaftsmacht 
Amerika zur Legitimation  divergierender Lebensverhältnisse wieder 
das historische „Williamsburg“ spielen, ein Freilichtmuseum der 
eigenen Geschichte. 

 
Bei allem Kalkül steckt in diesem aufgeregt marktschreierischen 
Politikverständnis immer auch die alte Sehnsucht nach dem ureigen 
Amerikanischen, also nach den von der kolonialen Aversion gegen die 
englische Regierungsmacht befeuerten Debatten in den alten 
Versammlungshäusern Neuenglands. „No-Taxes“, keine Steuern, und 
„No-Big-Government“, ein aufs Minimum reduzierter Staatsapparat, 
sind in Amerika Tradition hervorbringende  Codewörter, die besonders 
in Krisenzeiten wiederbelebt werden.  
 
Für linke Ökonomen wie Robert Reich, Professor der Berkeley-
Universität in Kalifornien, ist allerdings schon  längst eine „Pluto-
nomy“, eine Wirtschaftsherrschaft der Reichen, entstanden.  
 
Eine US-Präsidentschaftswahl wird nicht ausreichen, um Antwort auf 
eine Frage zu finden, die sich Amerika in seiner Geschichte nicht zum 
ersten Mal stellt: Kann ein Land als Demokratie überleben, das einen 
Großteil seiner Bevölkerung ökonomisch, sozial und politisch 
ausgrenzt? 
 
 
Kapitel II  - „Land of the free“ oder warum Amerika kein 
Klassenbewußtsein kennt  
 
 
 
„Wer über das Klassenverständnis in Amerika redet oder schreibt, hat 
erst einmal die Schwierigkeit zu definieren, was Klasse in Amerika 
überhaupt heißt.“ 
 
 
stellte das englische Wirtschaftsmagazin „The Economist“ anläßlich 
der jüngsten Debatten  treffend fest.  
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Karl Marx und Friedrich Engels hatten jedenfalls noch höchste 
Erwartungen an die „Neue Welt“, nämlich, dass sie die Rolle der 
Vorhut im historischen Prozess übernehmen könnte. 
 
Die Industrialisierung war in Amerika nach Ende des Bürgerkrieges 
Mitte des 19. Jahrhunderts stürmisch wie in keinem anderen Land 
verlaufen. Ein Drittel der gesamten industriellen Weltproduktion wurde 
vom „Wunder“ Amerika hervorgebracht. Die Interessenskonflikte 
zwischen den aus aller Welt eingewanderten Arbeitern und dem Big 
Business der Stahl-, Eisen- und Eisenbahn-Gesellschaften ließen nicht 
auf sich warten. Die Streikbereitschaft der amerikanischen 
Arbeiterschaft wurde bald legendär. 
 
Es gab „Krieg zwischen Kapital und Arbeit“, wie es damals hieß. Drei 
entscheidende „Klassenkriege“ will der italienische Soziologe Marco 
D’Eramo hervorheben: den „Great Railroad Strike“ von 1877, den 
Boykott der Wagonfirma Pullmann im Jahr 1894. Und insbesondere 
den berühmten und tragischen Haymarket- Aufstand vom Mai des 
Jahres 1886 in Chicago.  
 
Wer tatsächlich während der Haymarket- Demonstration, die für den 
Achtstundentag kämpfte, die Bombe gezündet hat, konnte nie genau 
geklärt werden. Ein öffentlicher Schauprozess folgte. Das Attentat 
wurde deutschsprachigen Anarchisten zugeschrieben, von denen sieben 
zum Tode verurteilt wurden: ihren Särgen folgte eine halbe Million 
Menschen. Später wurde der 1. Mai weltweit zum Feiertag, bis heute 
allerdings nicht in den Vereinigten Staaten. 

 
 

„Schon früh mußten amerikanische Arbeiter lernen, dass es für die 
Gewerkschaftsbewegung keine Begeisterung gab. In keinem anderen 
Land hat das organisierte Kapital sich so gewaltsam und vehement 
gegen die organisierte Arbeiterschaft zur Wehr gesetzt“, 
 
 
schreibt Philip Dray in seinem 2010 veröffentlichten  Buch „There is 
Power in a Union – The Epic Story of Labor in America“, „Da ist Kraft 
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in den Gewerkschaften: die epische Geschichte von Amerikas 
Arbeiterbewegung“.  
 
Privatarmeen wie die von Pinkerton   hatten sich nach dem Ende des 
Bürgerkriegs einzig auf die Bekämpfung von Streiks spezialisiert. 
Gegen Ende des 19. Jahrhunderts beschäftigte diese berüchtigte 
Organisation 2000 Mann und hielt 30.000 für kurzfristige Einsätze in 
Bereitschaft.  
 
Philip Dray will eine tief in der amerikanischen Gesellschaft 
verwurzelte Antipathie gegen jede Art von Kollektivismus ausmachen: 
 
 
„In Amerika ist das Recht auf Eigentum, das Recht auf Besitz und 
Erhalt eines konkurrenzfähigen Unternehmens heilig, nicht aber die 
Idee einer unabhängigen Arbeiterorganisation, die um die Verteilung 
von Macht und für soziale Sicherheit kämpft.“ 
 
 
Der bis heute wohl berühmteste und einflußreichste Sozialist Amerikas 
ist Eugene Debs. 1901 gründete Debs die „Socialist Party of America“ 
und trat als deren Kandidat zweimal für das US-Präsidentenamt an, er 
erhielt immerhin eine Million Stimmen. Debs war auch Mitinitiator der 
1905 gegründeten „Industrial Workers of the World“, den so genannten 
Wobblies, die nahezu 200.000 vornehmlich ungelernte Arbeiter 
versammelten, allerdings in den zwanziger Jahren schon wieder 
auseinanderbrachen. 
 
Eine gemäßigtere gewerkschaftliche Dachorganisation – die 
„American Federation of Labor“ - war schon etwas früher gegründet 
worden. Der deutsche Politikwissenschaftler Peter Lösche beschreibt 
sie als Amerikas „Business Unions“, Unternehmer-Gewerkschaften.  
Ihnen ging es darum, bessere Löhne für ihre Mitglieder auszuhandeln. 
Sie waren aber weit davon entfernt, eine Systemveränderung in ihr 
Programm aufzunehmen.  
 
Schon 1906 hatte der deutsche Soziologe und Ökonom Werner 
Sombart in einem berühmten  Essay gefragt „Warum gibt es in den 
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Vereinigten Staaten keinen Sozialismus?“  Einen wichtigen Grund für 
die mangelnde  Durchsetzungskraft der linken Bewegung  sah Sombart 
in den  besseren Lebensbedingungen:   
 
 
„Der amerikanische Arbeiter wohnt besser, kleidet sich besser, nährt 
sich besser als sein deutscher Kollege. Die Geld-Arbeitslöhne sind in 
den Vereinigten Staaten zwei- bis dreimal so hoch wie in 
Deutschland.“ 

 
 

Die Frage nach dem Sozialismus in Amerika ließ sich für Sombart so 
auf die berühmt kurze Antwort bringen: 
 
 
„An „Roast-Beef und Apple Pie“ gingen alle sozialistischen Utopien 
zuschanden.“  
 
 
Der Politologe Manfred Henningsen macht in seinem jüngsten Buch 
„Der Mythos Amerika“ die linke Bewegung für ihr Scheitern 
mitverantwortlich, da es ihr nicht gelungen sei, das befreite 
Sklavenproletariat zu integrieren: 
 
 
„Für die Linke gab es kein Rassenproblem, da sich für sie alles in 
Klassenprobleme auflöste.“ 

 
 

Da bis in die dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts hinein zwei Drittel 
aller Industriearbeiter Einwanderer waren, handelte es sich bei den US-
Gewerkschaften im Grunde um Einwandererorganisationen. Viele der 
politisch aktiven Einwanderer hatten ihre europäische Weltsicht mit 
über den Atlantik gebracht. Der so genannte „American 
exceptionalism“, das heißt, die religiös und idealistisch motivierte 
Überzeugung von einer amerikanischen Sonderstellung, wurde 
ignoriert, und damit stellte man sich auch gegen die politische 
Tradition des Landes.  
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Deswegen konnten Amerikas Sozialisten auch keinen Zugang zu den 
Anhängern der so genannten „People’s Party“ finden. Diese Bewegung 
prangerte damals mit populistischen Methoden und radikaler 
Reformsprache die Monopol-Praktiken der so genannten Räuberbarone 
des „Gilded Age“, der wirtschaftlichen Blütezeit zu Beginn des 
19.Jahrhunderts ,  an. Für die Sozialisten waren die Populisten, die aus 
kleinen Bauern, Händlern und Handwerkern bestanden, aber nichts 
anderes als eine „Petite Bourgeoisie“: weichgespülte Vertreter eines 
radikalen  amerikanischen Glaubensbekenntnisses, das später 
Amerikas 30. Präsident, Calvin Coolidge, so  auf den Punkt brachte: 
 
 
„Wer eine Fabrik baut, baut einen Tempel. Wer dort arbeitet, übt eine 
Religion aus.“ 

 
 

Letztlich gab die Neue Welt dem neuen Amerikaner das Bewußtsein, 
Erfolg haben zu müssen, und deshalb blieb man ihr gegenüber loyal. 
Die Vorstellung vom Land der Möglichkeiten, in dem derjenige, der 
die hierarchischen Gesellschaftsstrukturen Europas verließ, plötzlich 
die Chance bekam, Besitz zu haben   prägte nach Henningsen auch die 
Hoffnungen des Industrieproletariats.  
 
 
„Der Typus des erfolgreichen Selfmademans hatte die amerikanische 
Kultur der Jahrhundertwende so vollkommen durchdrungen, dass jeder 
Arbeiter sich trotz der miserablen Verhältnisse für den Schmied seines 
eigenen Glückes hielt.“ 

 
 

Als im Jahr 1914 der Autokönig Henry Ford in Detroits Fabriken den 
wegen seiner Höhe berühmten Fünf-Dollar-Tageslohn einführte, 
beschimpfte man ihn dafür anfangs noch, unamerikanisch zu handeln 
und „biblische  Prinzipien“ falsch anzuwenden. Die Erhöhung war in 
Wirklichkeit nichts anderes als ein strategischer Schachzug. Er sollte 
Amerikas Arbeiterschaft den Aufstieg zur Mittelschicht eröffnen und 
gleichzeitig dem Unternehmen Nachfrage für sein eigenes 
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Massenprodukt „Auto“ garantieren. Allerdings war dieser Friede 
zwischen Kapital und Arbeit nur vorübergehend.   
 
Als es am 7. März 1932 – in der Hochphase der Depression - in Detroit  
zum „Ford Hungermarsch“, wird der Aufstand mit Hilfe der 
kommunalen Polizei auf brutale  Weise nieder  geschlagen. Erst 1937 
führte dann ein Streik bei GM in Flint immerhin zum „Wagner Act, der 
die Rechte von Arbeiterorganisationen nachhaltig stärkte.  
 
Soziale Ideen verwirklicht dann in den dreißiger Jahren Franklin D. 
Roosevelts „New Deal“. Auch hier kommen Tricks für eine 
oberflächliche Befriedung von Kapital und Arbeit zur Anwendung. Es 
wird ein System staatlich subventionierter Häuser-Hypotheken 
entwickelt, das bekanntlich  beim - jüngsten Immobilien-Crash  auch 
eine entscheidende Rolle spielte.  Leitmotiv war  die Überlegung, dass 
verschuldete Hausbesitzer nicht so schnell zum Streik zu bewegen 
sind. 
 
Bis in die fünfziger Jahre  war auch für die Demokraten Rassismus 
noch kein Tabu. Ihre spätere Abkehr von einer Politik der 
Rassentrennung  hatte  einen Verlust ihrer Wählerschaft zur Folge: die 
weiße Arbeiterschaft der Südstaaten lief zu den Republikaner über.  
 
Die Kommunisten-Hetze der Fünfziger Jahre  gab dann der linken 
Bewegung Amerikas gewissermaßen  den Rest. Im Kampf der Systeme 
und des Kalten Krieges wurde die Nation anti-sozialistisch und anti-
kommunistisch  eingeschworen. Es begann die gewerkschaftliche 
Tragödie von Korruption und Mafia-Infiltrierung, wie sie 1954 der 
preisgekrönte, von  Elia Kazan gedrehte Film „Die Faust im Nacken“ 
erzählt. 
 
Der linken Protestbewegung in den sechziger und siebziger Jahren, 
ging es dann kaum noch um ökonomische, sondern vor allem um 
rassistische und geschlechtliche Ungleichheiten , betont der US-
Historiker Michael Kazin . „Mit ökonomischen Parametern“, so Kazin, 
sei die amerikanische Klassifizierung „class“  nur noch schwer zu 
fassen. So definiert sich Amerikas weiße Arbeiterklasse heute denn 
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auch nicht etwa durch Einkommen und Beschäftigung, sondern durch 
das Fehlen eines College- Abschlusses.  
 
Die meisten Amerikaner, wie Umfragen immer wieder zu bestätigen 
versuchen, halten Chancengleichheit für wesentlich wichtiger als 
soziale Gerechtigkeit, egal, wie ungünstig die Startbedingungen 
ausfallen mögen. 80 Prozent der Amerikaner haben im Jahr 2005 noch 
geglaubt, dass man sein Leben arm beginnen und reich beenden kann.  
 
Das Märchen von der sozialen Mobilität ist inzwischen auf der Erde 
angekommen: Amerika fällt  nach einer Erhebung des  „Pew 
Charitable Trust“ vom November 2011 bei der Verwirklichung des 
gesellschaftlichen Aufstiegs mittlerweile hinter Kanada und viele  
europäische  Ländern zurück. In der Erhebung heißt es: 
 
 
„In den USA besteht eine stärkere Bindung zwischen der Ausbildung 
der Eltern und dem ökonomischen Erfolg der Kinder als in den meisten 
anderen Ländern. Wer am oberen Ende der Einkommenspyramide 
aufwächst, bleibt auch oben, und wer am unteren Ende aufwächst, 
bleibt unten.“ 

 
 

Der feste Glaube, eine klassenlose Gesellschaft zu sein, kann offenbar  
durch Realitäten  nicht erschüttert werden. Der starke  Kontrast 
zwischen den sozialen Lebenswelten ist tief eingegraben. Die 
Schaffung eines tragenden Sozialsystems hat man in Amerika immer 
nur sehr eingeschränkt als Zivilisationsprozess verstanden - und schon 
gar nicht als Kulturleistung.  
 
Die räumliche Abschottung von Lebenswelten hat in Amerika - wie in 
anderen Industriestaaten auch - befördert durch Zersiedlung und einen 
Lifestyle der Einfamilienhaus-Enklaven, in den letzten Jahrzehnten 
noch zugenommen. Eine Berührung der Gesellschaftsschichten findet 
immer weniger statt: nicht in der Schule, nicht in der Kirche, nicht 
beim Einkaufen, nicht im Country-Club, nicht beim Arzt, nicht am 
College, höchstens auf den Highways oder bei Sportveranstaltungen.  
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Die wachsende Spaltung des Landes und die immer lauter werdende  
Kritik  an einer so genannten „Refeudalisierung der Ökonomie“ werfen 
bislang aber nur bedingt Schatten. So wie in der Vergangenheit die 
sozialen und rassischen Ausgrenzungen auch nur sehr begrenzt ein 
Klassenbewußtsein etablieren konnten. 

 
In einer 2008 von dem US-Forschungsinstituts „Pew Research Center“ 
initiierten Umfrage wurden Amerikaner befragt, welcher sozialen 
Gesellschaftsschicht sie sich zuordnen würden. 91 Prozent der 
Befragten antworteten mit Mittelschicht. Keiner antwortete mit 
Oberschicht oder mit Unterschicht.  
Niemand scheint mehr genau zu wissen, wo er eigentlich hingehört und 
Die Fronten haben sich verwischt. Oder, wie manche meinen: 
Amerikas Bewußtsein für Oben und Unten ist irgendwann in den 
ideologischen Schützengräben abhanden gekommen.  
 
So sehr der „homo oeconomicus“ als der im eigenen Interesse   rational 
handelnde Nutzenmaximierer  in Amerika auch akzeptiert ist, so wenig 
scheint er jedenfalls als Vertreter seiner eigenen ökonomischen 
Interessen an den Wahlurnen präsent zu sein.  
 
In Anbetracht der neuer Ungleichheits-Debatte wächst zwar in 
Amerika ein Bewußtsein für die sozialen Verhältnisse. Zwei Drittel 
aller Amerikaner erwarten sogar in den nächsten Jahren einen starken 
Konflikt zwischen Arm und Reich. Dennoch assoziieren nur wenige 
mit Ungleichheit und wachsender Armut automatisch eine schwächere 
Wirtschaftsleistung oder gar ein Entzweibrechen des Landes.  
 
Trotz Globalisierung und trotz einer Unternehmeraristokratie ist noch 
immer der Glaube stark vertreten, dass ein Wirtschaftssystem, das 
Reichtum befördert, allen zugute kommt, sich Wohlstand gleichsam 
gießkannenartig nach unten verteilt. 
 
Die entfachte Steuer- und Einkommensdebatte kratzt zwar an 
Amerikas Gerechtigkeitssinn. Das heißt aber nicht, dass das Gros der 
Amerikaner Mitleid mit denen am unteren Ende hat, gar ein 
vergessenes Klassenbewußtsein revitalisieren will. Lieber hält man am 
alten Mythos vom Tellerwäschermillionär   und Amerika als  Land der 
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immer noch  unbegrenzten  Möglichkeiten fest und glaubt an den 
bewährten Pionier-Mythos, wo keiner  einem etwas schuldig ist. 
 
Im Dezember 2011 zerstritt sich die Nation über die neueste 
Armutsstatistik. Nach dieser Statistik gilt jeder Dritte der 300 
Millionen Amerikaner als arm. Das Einkommen von 49.1 Millionen 
Amerikanern liegt sogar unterhalb der Armutsgrenze. Die schlechteste 
Bilanz seit einem halben Jahrhundert. Die Zahl der 
Lebensmittelmarken-Empfänger stieg um 70 Prozent und hat Barack 
Obama das Schimpfwort „Food-stamp“-President, 
Lebensmittelmarken-Präsident, eingetragen. 
 
Von der konservativen “Heritage Foundation” wurde die Statistik als 
übertrieben kritisiert. “Arm” oder “beinahe Arm” seien emotional 
besetzte Begriffe, die eine materielle Not implizieren, so der Analyst 
der “Heritage Foundation” Robert Rector. Im Durchschnitt besitze  ein 
als arm geltender Haushalt immerhin 14 bis 30 Haushaltsgeräte: 
Fernseher, Kühlschrank, Klimagerät oder Waschmaschine. Von Armut 
könne keine Rede sein, heißt es uneingedenk der jüngsten Kredit- und 
Immobilienkrise, zu deren erstaunlichsten Protagonisten die 
amerikanisch-mexikanischen Haushaltshilfen gehörten, die mit faulen 
Hypotheken-Krediten zu vermeintlichen Besitzern von 400.000-Dollar-
Häusern geworden waren. 
 
Geradezu in Umkehrung der Verhältnisse wird  noch beklagt, dass 
inzwischen 51 Prozent der Amerikaner von der Einkommensteuer 
gänzlich frei gestellt sind. Obwohl es doch gerade diejenigen sind, die 
keine festen Arbeitsverhältnisse,  keine Krankenversicherung und 
keine Chance auf eine Ausbildung haben.  
 
 
 
KAPITEL III - Amerika und die Macht des Geldes - eine alte 
Geschichte, aber immer wieder neu  
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„Ich möchte einen einfachen Gedanken entwickeln: warum 
Wohltätigkeit heute mehr als bloß der Spleen einiger guter Jungs ist, 
nämlich fester Bestandteil unser Ökonomie.“  
 
 
Der linksradikale Pop-Philosoph Slavoj Zizek kritisierte 2009 mit 
einem kurzen Animationsfilm einen Kapitalismus, der sich mit Kultur 
und privater Wohltätigkeit legitimiert: Jahrhunderte erprobt, wie Zizek 
meint, und heute durch Figuren wie den US-Finanzspekulanten George 
Soros symbolisiert: 
 
 
„Am Morgen grapscht er sich das Geld, vereinfacht gesagt. Und am 
Nachmittag gibt er die Hälfte des Geldes wieder für wohltätige Zwecke 
aus.“ 
 
 
Inzwischen werden immer raffiniertere Kombinationen auch von 
Wohltätigkeit und Konsum erfunden. 
 
 
„Wenn wir zu Starbucks gehen, kaufen wir etwas größeres als bloß 
eine Tasse Kaffee, wir kaufen uns Kaffee-Ethik.“ 
 
 
Für Zizek sind Kaffee-Karma und Wohltätigkeitseinfälle im Grunde  
bloß Schönheits-OPs am System. Soros sei zwar ein anständiger Kerl, 
aber es handele sich um ein Paradox, mit der rechten Hand zu 
reparieren, was er mit der linken ruiniert. 
 
In Amerika ist noch nie so viel Geld gespendet worden wie heute. 
Dreimal so viel wie noch vor dreißig Jahren. Im Jahr 2010 allein 300 
Milliarden Dollar. Charity boomt.  
 
Die beiden reichsten Amerikaner - Microsoft-Gründer Bill Gates und 
sein Freund Warren Buffett initiierten 2010 einen so genannten 
„Giving Pledge“, einen Schenkschwur.  
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Über 69 Milliardäre haben inzwischen den Schwur abgelegt, 
mindestens die Hälfte ihres Vermögens zu Lebzeiten für wohltätige 
Zwecke zu geben. Unter ihnen sind Vertreter aller politischen Lager: 
Medienmogul Ted Turner, Kunstmäzen Eli Broad, Fernsehmoderatorin 
Oprah Winfrey, Hedgefonds-Manager Julian H. Robertson oder 
Regisseur George Lucas.  

 
Lieblingslektüre der „Giving Pledge“-Mitglieder, von denen nicht 
wenige auch Denkfabriken wie dem so genannten „Think Long 
Commitee“ angehören, das verbessernde Ideen einer „schlanken“ 
Regierungsführung entwickeln will, ist ein bereits im Jahr 1900 
veröffentlichter Essay: „The Gospel of Wealth“, „Das Evangelium des 
Reichtums“. Der schottische Immigrant und Stahlbaron Andrew 
Carnegie aus Pittsburgh, einer der schillerndsten Figuren des „Gilded 
Age“ hat hier seine Sicht von den Aufgaben und moralischen Pflichten 
der Reichen dargelegt:  
 
 
„Ein Mensch, der reich stirbt, stirbt ohne Ehre.“ 
 
 
Wer es in der Gesellschaft zu etwas bringt, so der Stahlmagnat 
Carnegie, hat die Fähigkeit bewiesen, gesellschaftliche Aufgaben zu 
übernehmen und angesammelten Reichtum anstelle des Staates 
gesellschaftsgestaltend  neu verteilen zu können. Diese Ansichten 
waren stark beeinflußt von der zu „Gilded Age“-Zeiten populären Idee 
des Sozialdarwinismus, wie sie damals der Yale-Professor William 
Graham Sumner propagierte, der Millionäre als Ergebnis einer 
gleichsam natürlichen Auslese verstand.  
 
Das „Gilded Age“, Vergoldetes Zeitalter, benannt nach der 1873 
publizierten  Sozialsatire von Mark Twain und Charles Dudley 
Warners, die  damals die  grassierende Habgier und Oberflächlichkeit 
karikierten, nennt der deutsche Historiker Udo Sautter ein „Regime der 
Bosse“, ein Regime, das die hart arbeitende Bevölkerung nicht nur 
ausbeutete, sondern auch eine soziale Funktion wahrnahm. 
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Amerikas junge Stadtverwaltungen, wie Sautter ausführt, galten als die 
teuersten, unfähigsten und korruptesten in der gesamten Christenheit. 
Es bedurfte daher nicht viel, dass Amerikas vermögende Oberschicht 
in einer Mischung aus Anti-Staatsbewegung und neu entdecktem 
Feudalismus schnell eigene Aufgaben fand. Bis heute tragen unzählige 
namhafte Bildungs- und Kulturinstitutionen im Land ihre „Gilded 
Age“-Geldgeber dankbar im Beinamen: ob Vanderbilt University, 
Rockefeller Foundation oder eben die „Carnegie Corporation“, die bis 
heute diverse Kulturinstitute wie die Carnegie Hall unterstützt. 

 
In Amerikas Wirtschaftsgeschichte ist im Grunde nie zwischen gutem 
und schlechtem Reichtum unterschieden worden. Das schnelle 
Ansammeln von Vermögen ist moralisch nicht diskreditiert, vielmehr 
Beifall und Applaus gewöhnt. Öl-Mogule, Stahlmagnaten, Erfinder, 
Unternehmer: Amerikas Helden-Olymp ist dicht besetzt mit gewieften 
Moneymakern und milliardenschweren Titanen.  
 
Frei nach dem Ökonomen Joseph Schumpeter wird die 
Erneuerungskraft des Landes mit der Fähigkeit und dem Willen eines 
jeden Einzelnen erklärt, Erfolg haben zu wollen. Wer genug Reichtum 
besitzt, kann mit gestalten und bürgerliches Bewußtsein beweisen. 
Philanthropie ist immer auch Ausweis eines gesellschaftlichen Status. 
Wobei Amerikas Spendenkultur keineswegs bloß Phänomen des einen 
oberen Prozents ist. 
 
Die Nation ist ohne Fundraising gar nicht denkbar. Eine ganze Welt 
lebt in der Vereinigten Staaten von Stiftungen, unternehmerischer oder 
privater Wohltätigkeit: Ob vom „steinreichen Philanthropen“, der einer 
Spitzenuniversität als treuer Alumnus einen neuen Anbau finanziert 
oder dem ganz normalen Durchschnittsbürger, der sozial-bewusste 
Eigeninitiative zeigt, „civic engagement“, wie es heißt, indem er 
freiwillige Stunden im Krankenhaus absolviert, Straßenfeste 
organisiert oder an Hilfsdiensten bei Katastropheneinsätzen teilnimmt.  
 
Das weite Feld des Helfens und der Einflussnahme rührt an die 
Anfänge der Nation: an die ersten Gehversuche der englischen Siedler 
fernab des Mutterlandes als unabhängige Gemeinschaft zu bestehen. 
Ohne die Bereitschaft eines jeden einzelnen, wäre das Experiment 
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Amerika kaum möglich gewesen. Wohltätigkeit wird daher als ur-
demokratisch angesehen. 
 
Eine vorurteilsbehaftete Skepsis gegenüber eitlen Wohltätern, die sich 
den eigenen Nachruhm sichern wollen, hat sich in Amerika nicht 
etabliert. Amerikaner reden vielmehr so selbstverständlich über die 
Werte einflussreicher Philanthropen wie über die Großtaten ihrer 
Pioniere und Erfinder.  
 
In Betonville, Arkansas, eröffnete im Dezember 2011 als Lehr- und 
Lernstätte amerikanischer Geschichte und Kunstgeschichte das 1,4 
Milliarden Dollar teure „Crystal Bridges Museum of American Art“. 
Dieses Vorzeigemuseum ist Geschenk von Alice Walton, der Erbin 
von Wal-Mart, Amerikas größtem Einzelhändler, der mehr 
Beschäftigte als das amerikanische Militär zählt und dessen 
Mitarbeiterpolitik bekanntermaßen alles andere als schöngeistig ist: 
Mitarbeiter unterbezahlt und nicht versichert.  
 
Selbst für aufgeklärte  Publikationen des Landes wie den New Yorker 
und die New York Times ist das kein Anlaß für Kritik: dass Wal-Mart 
die soziale Absicherung seiner Mitarbeiter dem Staat aufdrückt und 
sich gleichzeitig steuerabschreibend mit der pompösen Errichtung 
eines amerikanische Geschichte auch noch ideologisch verstellenden 
Mustermuseums feiern läßt. 
 
Infolge des Charity-Booms wird inzwischen von einem neuen 
philanthropischen Kapitalismus gesprochen, wie es die beiden 
englischen Wirtschaftsjournalisten Matthew Bishop und Michael 
Green in ihrem jüngsten Buch tun, „Philanthro-Capitalism“, 
Wohltätigkeits-Kapitalismus.  
 
Der Begriff der „Strategic philanthropy“, einer strategischen 
Wohltätigkeit, ist allerdings keine Neuerfindung, sondern stammt von 
dem Stahlmagnaten Carnegie. Es geht darum, gezielt mit Wohltätigkeit 
eine bessere Gesellschaft schaffen zu wollen und die philanthropischen 
Kapitalisten dort wirken zu lassen, wo sie vielleicht effektiver als der 
Staat sein können.  
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So zählt die „Gates Foundation“, die bereits weltweit allein 13 
Milliarden Dollar in Gesundheitsinitiativen „investiert“ hat, zu den 
größten Unterstützern von Amerikas „Charter Schools“. Facebook-
Gründer Mark Zuckerberg steckte 100 Millionen Dollar in das 
schlechte Schulsystem von Newark, New Jersey. Die Starbucks-
Stiftung stellte 750 Millionen Dollar bereit, um Arbeitslose weiter zu 
bilden. New Yorks Bürgermeister Michael Bloomberg brachte 30 
Millionen Dollar seines eigenen Vermögens auf, um jungen Schwarz- 
und Südamerikanern auf den Weg zu helfen, worauf George Soros die 
Summe noch mal verdoppelte. 

 
Bei allem sozialen Engagement solcher Wohltätigkeits-
Geschäftsmodelle sind sie natürlich immer auch von System stützender 
Wirkung. Durch philanthropisches Kapital wird an den 
Verteilungsmechanismen nachgebessert und ein nicht reguliertes 
System im Nachhinein erträglicher und auch weniger angreifbar 
gemacht.  
 
Wie jüngst Ex-US-Präsident Bill Clinton in der Financial Times 
betonte, sind die Ungleichheiten in Amerika allerdings schon so groß, 
dass selbst mit Charity die besagte Lücke zwischen dem, wofür ein 
Staat sorgen kann und dem, was ein Privatsektor leistet, nicht mehr zu 
schließen ist.  
 
 
„Zu viel Ungleichheit schmerzt nicht nur die Armen und zerstört die 
Träume der Mittelschicht. Es lähmt die Produktivität und verhindert 
Wachstum.“ 
 
 
Für Amerikas rechtpopulistische Konservative geht allerdings jede Art 
von Marktbeeinflussung schon zu weit, sei es auch bloß durch Charity. 
Man hält es mit der Schriftstellerin Ayn Rand, die mit ihren radikalen 
Thesen vom „Heroischen Individualismus“ oder der „Tugend des 
Eigennutzes“ im derzeitigen Klima Amerikas ein großes  Comeback  
feiert. Über Philanthropie schreibt Rand:   
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„Making money , not giving it away,  is a virtue“ – „Geld zu machen, 
ist eine Tugend, nicht aber, Geld wegzugeben.“ 

 
 

Noch forscher klingen die Kommentare beim „Ayn Rand Center“: 
 
 
„Sollen sich Reiche, die nichts geben, etwa schämen, als hätten sie sich 
gegenüber der Gesellschaft schuldig gemacht?“ „Niemand hat die 
moralische Verpflichtung, etwas zu spenden, da niemandem ja etwas 
weggenommen wurde.“ 

 
 

Die wenigsten Experten gehen inzwischen davon, dass sich die 
Entwicklung divergierender Lebensverhältnisse in Kürze wieder 
ändern könnte. Was solch ein Einkommensgefälle bei gleichzeitig 
sinkender Staatsquote impliziert, hatte schon vor hundert Jahren der 
„Gilded-Age“-erfahrene Richter an Amerikas Obersten Gerichtshof 
Louis D. Brandeis gebrandmarkt:  
 
 
„Entweder wir haben Demokratie, oder wir haben 
Vermögensverhältnisse, die sich in den Händen weniger konzentrieren. 
Beides können wir nicht haben.“ 
 
 
Nun ist es alles anderes als neu, dass in der US-Politik Lobbyistentum 
und bezahlter Wahlkampf eine zentrale Rolle spielen. Die Beteiligung 
der „Unternehmer“, also derjenigen, die etwas unternehmen wollen, 
begleitet das politische Verständnis seit der Amerikanischen 
Revolution. Nur haben sich die Ausmaße und Bedingungen  noch mal 
geändert.  
 
Eine „Gift Economy“, Geschenk-Ökonomie, sei entstanden, glaubt der 
Jurist und Harvard-Professor Lawrence Lessig,  dessen Buch „Eine 
verlorene Republik – Wie Geld den Kongress korrumpiert und wie wir 
dies stoppen können“ -  Ende 2011 erschienen ist. Die Explosion der 
Wahlkampfkosten, so Lessig, sei deutlicher Beleg, dass politische 
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Prozesse in Amerika fest in monetärer Hand liegen. Der 
durchschnittliche Betrag für eine Neuwahl im Repräsentantenhaus, so 
Lessig, hat sich zwischen 1974 und 2008 von 56,000 Dollar auf 1,3 
Millionen Dollar erhöht:  
 
 
„Abgeordnete verbringen 30 bis 70 Prozent ihrer Zeit damit, 
Sponsoren aufzutreiben, um im Kongress zu bleiben oder ihre Partei 
wieder an die Macht zu bringen.“ 
 
 
In Amerika gilt es bei Politikern geradezu als Qualitätsnachweis, wenn 
sie ausgewiesene Fähigkeiten zur cleveren Geldbeschaffung 
mitbringen, sei es bei Linksliberalen oder Rechtspopulisten. Zu den 
Hauptfinanziers der Tea-Party-Bewegung gehören die beiden 
Millionen-schweren Brüder David und Charles Koch aus Wisconsin. In 
den laufenden Wahlkampf haben sie bereits 200 Millionen Dollar 
investiert. Selbstverständlich ist David Koch auch ein Philanthro-
Kapitalist, der 125 Millionen Dollar an das Massachusetts Institute of 
Technology, seine Alma Mater, spendet, und Millionen für 
Krankenhäuser, Museen und Musikhallen bereitstellt.  
 
Erst 2010 hat der Supreme Court dem Beschluß zugestimmt, dass 
private Spender ihre bevorzugten Kandidaten in unbegrenzter Höhe mit 
Wahlwerbung, so genannten „Super-PACs“, unterstützen können.  
Trotz ungleicher Einkommens- und Vermögensverhältnisse wird dieses 
Verfahren als demokratisch verstanden, als wäre Geld nun schon ein 
gerechter Wahlzettel. 

 
Der Präsidentschaftswahlkampf 2012 hat nicht zuletzt wegen der 
„Super-PACs“ den Charakter einer Talent-Show angenommen. Wie 
kein Wahlkampf zuvor steht er sichtbar im Zeichen von 
Interessenspolitik. Ernsthaft wird kaum noch über die konkreten 
Verhältnisse geredet. Es geht nur noch um vermeintlich amerikanische 
Prinzipienreiterei. . 
 
In dieser fest gefahrenen Situation  werden noch viele „revolutionary 
camps“ errichtet müssen, um zu überzeugen, dass das derzeitige 
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System für viele Amerikaner nicht taugt. Allein eine 
Präsidentschaftswahl wird nicht ausreichen, um   die ökonomischen, 
politischen und kulturellen Widersprüche, zu befrieden. 
 
 
„Network“: „I’m mad as hell but I’m not going to take it anymore!“ 
 
 
 
 
 

 
	
  
	
  


